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M
it einem

 JA zur Zw
eitw

ohnungsinitiative können bau-
liche Exzesse in Tourism

usregionen verhindert w
erden.

N
icht nur Tourism

usgem
einden leiden unter den vielen

kalten Betten. Auch in der Stadt Bern tragen Zw
eitw

oh-
nungen dazu bei, dass die Preise für W

ohnungen stei-
gen und der W

ohnraum
 im

m
er knapper w

ird. 

Jahr für Jahr fressen sich m
ehr hässliche Jum

bo-Cha-
lets in intakte Landschaften. Viele Schw

eizerInnen
und AusländerInnen träum

en vom
 eigenen Ferien-

heim
 in den Bergen, doch der hohe Anteil an Zw

eit-
w

ohnungen verursacht vor allem
 Problem

e: D
ie G

e-
m

einden m
üssen ihre Infrastruktur auf die kurze

H
ochsaison m

it H
öchstbelegung ausrichten, obw

ohl
die Betten in den restlichen zehn M

onaten kalt blei-
ben. Zudem

 steigen die Im
m

obilienpreise für die Ein-
heim

ischen ins U
nbezahlbare. 

G
esam

tschw
eizerisch liegt der Anteil an Zw

eit-
w

ohnungen bei «nur» 12 Prozent. In den Tourism
usre-

gionen sieht das aber anders aus: In Laax sind z.B. 80
Prozent der W

ohnungen Zw
eitw

ohnungen. D
ie Initia-

tive «Schluss m
it uferlosem

 Bau von Zw
eitw

ohnun-
gen!» 

w
ill 

den 
Anteil 

an 
Zw

eitw
ohnungen 

pro
G

em
einde auf m

axim
al 20 Prozent beschränken. M

it
dieser Beschränkung w

ird ein Beitrag geleistet, dam
it

nicht noch das letzte Stück K
ulturland der Bauw

ut
geopfert w

ird. D
er vom

 Parlam
ent erarbeitete w

enig
griffige G

egenvorschlag kann diesen Trend nicht
stoppen. D

ie Problem
atik der Zw

eitw
ohnungen be-

schränkt sich nicht bloss auf Tourism
usregionen. Laut

dem
 Bericht des G

em
einderats «W

ohnstadt Bern
2012» w

aren in der Stadt Bern im
 Jahr 2000 rund 10

Prozent der W
ohnungen zeitw

eise oder gar nicht be-
w

ohnt. Ein grosser Teil dieser W
ohnungen w

ird w
ahr-

scheinlich als Zw
eitw

ohnungen genutzt. Zw
eitw

ohn-
ungen sind ein Luxus für w

enige, der die W
ohnungs-

not auch in den Städten verschärft. 
Franziska G

rossenbacher, Koordinatorin der 
G

B-Arbeitsgruppe Ö
kologie

stand

D
ie geplante M

odernisierung der K
raftw

erksanlagen
Innertkirchen und H

andeck überzeugt durch nachhal-
tigen 

N
aturschutz 

und 
Energieeffizienz. 

Zentral
dabei: Ein JA zum

 ersten der drei voneinander unab-
hängigen Teilprojekte K

W
O

 plus erzw
ingt keine Zu-

stim
m

ung zu einer Erhöhung der G
rim

selstaum
auer.

Im
 M

ärz stim
m

t die Berner Bevölkerung über die Betei-
ligung von EnergieW

asserBern (ew
b) am

 Teilprojekt I
von KW

O
 plus ab. U

nter dem
 Rahm

enbegriff KW
O

 plus
laufen drei eigenständige Projekte der Kraftw

erke
O

berhasli, die ein Investitionsprogram
m

 in der G
rösse

von 1,2 M
illiarden Franken vorsehen. D

ank der im
 ersten

Teilprojekt geplanten O
ptim

ierung der beiden beste-
henden Kraftw

erke soll ein höherer W
irkungsgrad er-

zielt und som
it eine Leistungssteigerung erreicht

w
erden. Zudem

 w
erden durch den Bau eines «Beruhi-

gungsbeckens» die starken W
asserschw

ankungen und
Schw

allbildungen reduziert, die durch die w
echselnden

Belastungen des W
erks als Folge des varierenden

Strom
verbrauchs entstehen: D

as Ü
berleben der da-

durch bedrohten Kleinlebew
esen und deren Beitrag

zum
 ökologischen G

leichgew
icht sind dam

it gesichert. 
D

as erste Teilprojekt von KW
O

 plus kann sich dank G
rü-

ner Politik und H
artnäckigkeit der U

m
w

eltverbände als
ökologisches Projekt rühm

en. D
ie w

eiteren Teilpro-
jekte, über die erst in den nächsten Jahren abgestim

m
t

w
erden soll, sehen eine Erneuerung des Pum

pspeicher-
w

erks vor (Teilprojekt II) und die um
strittene Erhöhung

der G
rim

selstaum
auer (Teilprojekt III). D

as G
rüne Bünd-

nis (G
B) unterstützt das Prinzip der Pum

pspeicherung
– der Speicherung von nicht sofort gebrauchter «Band-
energie» – nur, w

enn die dafür notw
endige Energie aus

erneuerbaren Q
uellen stam

m
t. Zur Erhöhung der Stau-

m
auer läuft derzeit ein gerichtliches Verfahren betref-

fend N
eukonzessionierung und Verfassungsm

ässigkeit
bezüglich M

oorschutz. D
iesen Entscheid gilt es abzu-

w
arten. D

enn ob sich das vor vielen Jahren unter völlig
anderen Bedingungen geplante Projekt danach für die
KW

O
 ökonom

isch überhaupt noch lohnt, ist derzeit
offen. 
Stéphanie Penher, 
Co-Präsidentin der G

B/JA!-Fraktion

Ein ökologisches Projekt 
dank G

rüner H
artnäckigkeit 

stand

D
ie A

rbeitnehm
enden haben in den letzten Jahren

im
m

er härter gearbeitet. D
adurch hat zw

ar die A
r-

beitsproduktivität stark zugenom
m

en, die Löhne
sind jedoch nur w

enig gestiegen. In Sachen A
rbeits-

zeitverkürzung hat sich seit 15 Jahren überhaupt
nichts bew

egt. Ein JA
 zur Initiative «6 W

ochen Fe-
rien für alle» ist ein geeignetes M

ittel, um
 der w

ach-
senden B

elastung am
 A

rbeitsplatz zu begegnen.

D
ie Initiative «6 W

ochen Ferien für alle» w
ird von den

G
ew

erkschaften sow
ie den linken Parteien unter-

stützt. D
er Bundesrat und das Parlam

ent lehnen die
Initiative ab und plädieren für sozialpartnerschaft -
liche Lösungen, um

 so Produktivitätsgew
inne an die

Arbeitnehm
enden w

eiterzugeben: In Form
 von gross-

zügigeren Ferienregelungen, von Lohnerhöhungen
oder kürzeren Arbeitszeiten. H

eute ist im
 O

bligatio-
nenrecht ein Anspruch auf vier W

ochen Ferien ver- 
ankert; Lehrlinge und Angestellte unter 20 Jahren er-

halten eine fünfte Ferienw
oche. Effektiv verfügen

heute viele Arbeitnehm
ende dank guten G

esam
tar-

beitsverträgen (G
AV) über fünf W

ochen Ferien. Viele
Beschäftigte haben jedoch keinen G

AV und Verbesse-
rungen konnten in letzter Zeit nur noch für ältere Ar-
beitnehm

ende erzielt w
erden. Auch halten die Löhne

m
it der Produktivität keinesw

egs Schritt und der
Trend zu noch längeren Arbeitszeiten hat sich m

it der
W

irtschaftskrise verstärkt.
D

adurch hat der Stress am
 Arbeitsplatz zugenom

-
m

en. Stress generiert laut einer Seco-Studie jährlich
zehn M

illiarden Franken Folgekosten w
egen Produk-

tionsausfällen und m
edizinischer Kosten. Im

 Inter-
essen aller braucht es deshalb einen besseren ge-
setzlichen Schutz, um

 dem
 zunehm

enden D
ruck am

Arbeitsplatz etw
as entgegen halten zu können – zum

Beispiel, indem
 m

ehr Ferien vorgeschrieben w
erden. 

Christine M
ichel, G

B-Stadträtin

N
ichts als gerecht

«K
alte Betten sind eine Ver-

schw
endung von kostbarem

W
ohnraum

. D
eshalb m

üssen die
Anreize für die dauerhafte N

ut-
zung von W

ohnungen besser ge-
setzt w

erden. W
ir brauchen in

der Stadt Bern m
ehr preisgün-

stige W
ohnungen und gem

ein-
nützigen W

ohnungsbau und
keine G

elegenheitsdom
izile für

privilegierte D
am

en und H
erren!

D
as G

B bleibt am
 Them

a W
oh-

nen dran.»

«Zeit ist ein w
ertvolles G

ut: Zeit
für fam

iliäres, soziales und poli-
tisches Engagem

ent; Zeit für Er-
holung, M

usse und Refl
exion.

Beschäftigte in der Schw
eiz sind

europäische Spitzenreiter bei
langen Arbeitszeiten. D

ie not-
w

endige Care-Arbeit w
ird m

eist
von teilzeitangestellten Frauen
erledigt. Für m

ehr G
eschlechter-

gerechtigkeit braucht es eine Ar-
beitszeitverkürzung: M

ehr
Ferien für alle sind ein Schritt in
diese Richtung.» 

D
ank der G

B-Initiative
«EnergieW

endeBern»
w

ird der Atom
ausstieg

der Stadt Bern Realität.
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Stadt
●

Beteiligung von ew
b am

 Projekt «Aufw
ertung

K
raftw

erke H
andeck 2 und Innertkirchen 1»: JA

N
ational

●
«Schluss m

it uferlosem
 Bau von Zw

eit -
w

ohnungen!»:JA
●

«6 W
ochen Ferien für alle»: JA

●
«Für ein steuerlich begünstigtes Bausparen zum

Erw
erb von selbst genutztem

 W
ohneigentum

 und
zur Finanzierung von baulichen Energiespar- und
U

m
w

eltschutzm
assnahm

en (Bauspar-Initiative)»:
N

EIN
●

Bundesgesetz über die Buchpreisbindung (BuPG
):

JA●
Bundesbeschluss über die Regelung der G

eldspiele
zugunsten gem

einnütziger Zw
ecke: JA

A
bstim

m
ungen vom

 11. M
ärz

In jeder zehnten Berner W
oh-

nung bleiben die Betten kalt



m
ittel

Steuersenkungsfalle fordert R
ot-G

rün-M
itte

Politik
Abstim

m
ungen

Folgende Abstim
m

ungen w
eisen

den W
eg aus der Schuldenfalle:

●
JA zur «Ecotax», N

EIN
 zum

Volksvorschlag, Stichfrage:
«Ecotax»:
Voraussichtlich im

 Juni w
ird die

Abstim
m

ung über die Autosteu-
ern («G

esetz über die Besteue-
rung der Strassenfahrzeuge»)
w

iederholt. Eine erneute Ab-
stim

m
ung w

urde nötig, da eine
N

achzählung des hauchdünnen
ersten Volksentscheids (w

ie von
den Jungen G

rünen Bern erfolg-
reich gefordert) w

egen vernich-
teter Abstim

m
ungszettel nicht

m
öglich w

ar. Bei der Abstim
-

m
ung stehen zw

ei Varianten zur
Ausw

ahl: D
ie Vorlage des G

ros-
sen Rates («Ecotax») w

ill ein
ökologisches Besteuerungsm

o-
dell für Autos einführen. 
D

em
gegenüber senkt der Volks-

vorschlag der Autolobby die 
Autosteuern generell um

 120
M

illionen Franken und fördert
dam

it um
w

eltschädliche D
reck-

schleudern. 
●

JA zur Initiative 
«Faire Steuern – Für Fam

ilien»:
D

ie von G
ew

erkschaften, 
G

rünen, SP und EVP lancierte 
Initiative fordert die im

 Jahr
2010 beschlossenen Einkom

-
m

ens- und Verm
ögenssteuersen-

kungen rückgängig zu m
achen

und die Kinderabzüge w
eiter zu

erhöhen. Zudem
 verlangt die 

Initiative die Abschaffung der
ungerechten Pauschalbesteue-
rung. Eine Annahm

e der Initia-
tive w

ürde die Finanzlage des
Kantons Bern um

 jährlich m
inde-

stens 80 M
illionen Franken ver-

bessern. D
iese Abstim

m
ung

findet voraussichtlich im
 Sep-

tem
ber statt.

«W
ir sind sauer!» 

M
it 30'000 Zitronen fordert

das G
esundheitspersonal auf

dem
 Berner Bahnhofplatz

bessere Arbeitsbedingungen.
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falls.» H
eute w

issen w
ir, dass der W

eckruf alles an-
dere als Schw

arzm
alerei w

ar: D
ieselben bürgerlichen

Parteien, w
elche m

it Steuersenkungen dem
 K

anton
Bern öffentliche G

elder entzogen, setzen nun die här-
testen Sparm

assnahm
en durch.

A
usw

irkungen auf die Stadt B
ern

D
ie Ausw

irkungen dieser Politik betreffen nicht nur
den K

anton, sondern ganz direkt auch die G
em

ein-

den. D
iese haben ab 2012 allein w

egen der Senkung
der Einkom

m
ens- und Verm

ögenssteuern 73 M
illio-

nen Franken w
eniger Einnahm

en. D
am

it m
üssen die

G
em

einden selber den G
ürtel enger schnallen und

allenfalls eigene Sparm
assnahm

en um
setzen. D

ar-
über hinaus w

irkt sich auch die restriktivere Finanz-
politik des K

antons auf die Kom
m

unen aus: Etw
a,

w
enn der K

anton die M
itfinanzierung öffentlicher

Angebote reduziert. D
ie Stadt Bern hat dies im

 Be-
reich der offenen Kinder- und Jugendarbeit hautnah
m

iterlebt, w
o die Beiträge aus dem

 Lastenausgleich
um

 29 Prozent resp. 1,1 M
illionen Franken gekürzt

w
urden. 

Schuldenbrem
se ist ein Zw

angskorsett
An den unhaltbaren Zuständen ist auch die Schulden-
brem

se schuld. D
iese schreibt vor, dass ein Budget

m
it D

efizit nur m
it einer 3/5-M

ehrheit (96 von 160
G

rossratsm
itgliedern!) beschlossen w

erden darf. Im
bürgerlich dom

inierten G
rossrat ist dies schlicht illu-

sorisch. Ein abgelehntes Budget hätte zusätzliche
Sparm

assnahm
en von bis zu 150 M

illionen Franken
bedeutet. D

am
it w

ären w
ir vom

 Regen in die Traufe
geraten. 

Eine andere Politik ist m
öglich

Im
 2012 stehen im

 Kanton Bern zw
ei zentrale Volks-

entscheide an: D
ie W

iederholung der Abstim
m

ung
über die Autosteuern und jene über die gew

erk-
schaftliche Initiative «Faire Steuern – Für Fam

ilien».
M

it beiden Vorlagen können w
ir den Spardruck redu-

zieren und die W
eichen für die Zukunft richtig stellen

– denn m
it beiden Vorlagen kann bei einem

 richtigen
Abstim

m
ungsausgang der Finanzhaushalt um

 je
rund 100 M

illionen Franken verbessert w
erden. Bil-

dungsabbau auf Kosten zukünftiger G
enerationen

für ein paar Franken w
eniger Autosteuern? G

enau um
diese Frage geht’s. W

er Sparen bei der Bildung, bei
der G

esundheit und im
 Sozialbereich verhindern und

w
ichtigen Projekten w

ie z.B. einer zukunftsfähigen
Berner Fachhochschule zum

 D
urchbruch verhelfen

w
ill, m

uss alles dafür tun, die Senkung der M
otorfahr-

zeugsteuern zu verhindern und die Senkung der Ein-
kom

m
ens- und Verm

ögenssteuern rückgängig zu
m

achen. G
em

einsam
 können w

ir diese Abstim
m

un-
gen gew

innen und aus der Steuersenkungsfalle her-
auskom

m
en. 

Blaise Kropf und Corinne Schärer, 
G

B-G
rossrätInnen

Letzten N
ovem

ber hat der G
rosse R

at das Budget für
das Jahr 2012 beraten und dabei hochproblem

atische
Sparm

assnahm
en beim

 Service public – nam
entlich im

Bildungs-, im
 G

esundheits- und im
 Sozialbereich – be-

schlossen. Verantw
ortlich für dieses zerstörerische

Sparen ist die verkehrte Steuerpolitik der bürgerli-
chen Parteien. M

it Abstim
m

ungsentscheiden können
w

ir diese ändern.

Abbau von zw
ei Lektionen G

estalten an der Volks-
schule, 79 M

illionen Franken w
eniger pro Jahr bei der

Spitalversorgung, um
 300 Franken höhere Studienge-

bühren an U
niversität und Fachhochschule, Kürzung

der Betriebsbeiträge an Behinderteninstitutionen:
D

iese und noch viele w
eitere Sparm

assnahm
en hat

der G
rosse Rat in der N

ovem
bersession beschlossen.

W
as sind die U

rsachen dieser fatalen Sparbeschlüsse?
U

nd w
as können w

ir dagegen tun?

Strukturelle und konjunkturelle H
erausforderungen

Finanzpolitik ist ein stetiges Auf und Ab. Eine Rezes-
sion m

acht sich nach w
enigen Jahren m

it tieferen
Steuererträgen und höheren Sozialausgaben in der
Rechnung bem

erkbar. Politische Beschlüsse des Bun-
des m

üssen – oft verbunden m
it hohen Kosten – von

den K
antonen um

gesetzt w
erden. Im

 2012 w
ird der

Kanton Bern von beidem
 stark getroffen. W

egen der
Rezession von 2009 nim

m
t der Kanton deutlich w

eni-
ger Steuern ein als erw

artet. U
nd die Revision des

Krankenversicherungsgesetzes sow
ie der Pflegefinan-

zierung auf Bundesebene kosten den K
anton Bern

300 M
illionen Franken. 

D
er P

reis für verfehlte Steuersenkungen
Zusätzlich kom

m
en ab dem

 Jahr 2012 Steuersenkun-
gen zum

 Tragen, w
elche den K

anton Bern nochm
als

138 M
illionen Franken kosten. U

nd genau das ist die
H

auptursache für die verfehlte Sparpolitik. Allein die
fünf problem

atischsten Sparm
assnahm

en (Lektio-
nenabbau an der Volksschule, Erhöhung der Studien-
gebühren, Abbau bei den Betriebsbeiträgen an Behin  -
derteninstitutionen sow

ie Kürzung bei der Spitalver-
sorgung)w

ären ohne Senkung der Einkom
m

ens- und
Verm

ögenssteuern überhaupt nicht nötig gew
esen.

Fazit: D
ie verkehrte Steuerpolitik führt zum

 drasti-
schen Sparen auf Kosten der Ausbildung zukünftiger
G

enerationen, eines qualitativ guten G
esundheitsw

e-
sens und der Schw

ächeren in der G
esellschaft. 

D
ie Verantw

ortung für diese verkehrte Steuer-
politik tragen die bürgerlichen Parteien SVP, FD

P und

BD
P. In der G

rossratsdebatte im
 M

ärz 2010 hatte der
G

rüne Fraktionssprecher eindringlich an die finanz-
und gesellschaftspolitische Verantw

ortung appel-
liert: «Für einen steuerpolitischen M

ini-Schritt einen
finanzpolitischen Totalschaden beim

 Kanton und den
G

em
einden in Kauf zu nehm

en, w
äre ein ganz schlech-

ter Rat. Für ein steuerpolitisches Strohfeuerchen den
innerkantonalen Zusam

m
enhalt und die Zusam

m
en-

arbeit m
it den G

em
einden aufs Spiel zu setzen eben-



bern

D
as Antragsrecht für Ausländerinnen und Ausländer

ist ein kleiner aber bedeutender Schritt in die richtige
Richtung. D

enn Integration kann nicht befohlen, son-
dern m

uss gelebt w
erden.

Bern ist eine m
ultikulturelle Stadt: Ü

ber 160 N
ationali-

täten leben in Bern, 21,7 Prozent der Bew
ohnerInnen in

der Stadt Bern sind AusländerInnen. Sie alle arbeiten
hier, zahlen ihre Steuern und tragen w

esentlich zum
W

ohlstand der Stadt bei. AusländerInnen sind aber nach
w

ie vor von der politischen M
itw

irkung ausgeschlossen.

M
ehrere Kantone unterstützen die politische Integra-

tion, indem
 sie das Stim

m
- und W

ahlrecht für Auslän-
derInnen auf kom

m
unaler bzw

. kantonaler Ebene ein-
geführt haben. Im

 K
anton Bern gelang es trotz ver-

schiedener Anläufe leider nicht, das Stim
m

- und W
ahl-

recht auf G
em

eindeebene zu verankern. D
ies obw

ohl
die Stadt Bern m

it 51 Prozent JA-Stim
m

enanteil der
Forderung der kantonalen Initiative «zäm

e läbe – zäm
e

schtim
m

e» nach einem
 fakultativen Ausländerstim

m
-

recht auf G
em

eindeebene zugestim
m

t hatte.
        D

er Stadtrat hat im
 letzten D

ezem
ber einer G

B-M
o-

tion, w
elche ein Antragsrecht für AusländerInnen ein-

führen m
öchte, deutlich zugestim

m
t. M

it einer noch
festzulegenden Anzahl U

nterschriften sollen diese ihre
Anliegen per Antrag an den Stadtrat stellen können.
D

ie politische Partizipation ist w
ichtig für den gesell-

schaftlichen Zusam
m

enhalt und ein zentraler Bestand-
teil der gesellschaftlichen Integration. Sie unterstützt
die aktive Auseinandersetzung m

it der G
esellschaft

und fördert das Engagem
ent in der Bevölkerung. D

urch
die politische Teilhabe und Teilnahm

e übernehm
en die

M
igrantInnen Verantw

ortung und w
erden als Teil der

G
esellschaft w

ahrgenom
m

en. D
as G

B ist überzeugt,
dass ein solches Zugeständnis von den ausländischen
M

itbew
ohnerInnen in Bern sehr gut aufgenom

m
en

w
ürde. D

ies obw
ohl das beantragte Antragsrecht noch

keine echte politische Beteiligung darstellt. Zuerst
m

uss aber der Stadtrat bzw
. die Stim

m
bevölkerung der

gesetzlichen G
rundlage zustim

m
en. D

ie Arbeit hat also
erst angefangen.

Cristina Anliker-M
ansour, G

B-Stadträtin

Politische
Partizipation

füralle
– bald eine R

ealität?

Vorstösse IErfolge
Stadt 
●

W
elchen B

eitrag kann das G
B

 zum
 internationa-

len Jahr der B
iodiversität leisten? D

iese Frage
stellte sich die AG

 Ö
kologie im

 Som
m

er 2010. Aus
der D

iskussion resultierten drei Vorstösse, w
elche

im
 H

erbst allesam
t im

 B
erner Stadtrat eine M

ehr-
heit fanden: D

er erste zielt darauf ab, die Inform
a-

tions- und B
eratungsangebote der Stadtgärtnerei,

die auf ein reges Interesse der B
evölkerung gestos-

sen sind, w
eiterzuführen und auszubauen. D

er
zw

eite greift die N
eophytenproblem

atik auf: 
N

eophyten sind Pflanzenarten, die bei uns nicht

heim
isch sind, sich aber überm

ässig stark verbrei-
ten und so grosse Schäden anrichten können. D

er
dritte und w

ohl w
ichtigste Vorstoss verlangt, den

Anteil an unversiegeltem
 B

oden in B
ern zu erhal-

ten. D
enn auch in der Stadt braucht die N

atur ein
M

inim
um

 an Platz. Von der V
ielfalt an Arten, Sor-

ten und Lebensräum
en profitieren w

ir alle – G
rün-

flächen sind w
ichtig für die Lebensqualität. D

ie
Förderung der B

iodiversität in B
ern ist eine G

B
-Er-

folgsgeschichte – nun sind von der Stadtplanung
kreative Lösungen gefragt.

sicht

Esther H
egglin und R

egula Tschanz – w
eshalb m

acht
ihr bei der A

G
 Ö

kologie m
it?

●
D

ie Schw
erpunktthem

en der Arbeitsgruppe Ö
ko-

logie sind sehr vielfältig – im
 Vordergrund stehen Ver-

kehrspolitik, Siedlungsentw
icklung, die Förderung

erneuerbarer Energien und der sorgfältige U
m

gang

m
it R

essourcen in der Stadt Bern. In der Arbeits-
gruppe können w

ir uns aktiv für G
rüne Them

en ein-
setzen, konkrete Anliegen einbringen und uns für
unsere Ideen stark m

achen. D
ieses Engagem

ent ist
uns w

ichtig – und das D
iskutieren, Planen und U

m
-

setzen von Ideen in der G
ruppe m

acht Spass.

W
ie ist denn die A

rbeitsgruppe organisiert?
●

Eine Kerngruppe von sechs Personen trifft sich re-
gelm

ässig. D
azu gehören auch die G

B-Stadträtinnen,
die für die Them

en Energie, Stadtentw
icklung und Ver-

kehr zuständig sind. In ungezw
ungener Atm

osphäre
tauschen w

ir unsere Ideen aus, planen die nächsten
Aktionen oder diskutieren aktuelle M

edienberichte
und Bücher. N

eben der Kerngruppe gibt es zahlreiche
Personen, die uns m

it ihrem
 Expertenw

issen zur Seite
stehen oder uns bei einzelnen Anlässen unterstützen.
Ü

ber Verstärkung jeder Art freuen w
ir uns natürlich je-

derzeit!

W
elche Them

en habt ihr in der AG
 Ö

kologie in letzter
Zeit beackert und w

o konntet ihr Erfolge verbuchen?
●

Ein grosser Erfolg für das G
B und die AG

 Ö
kologie

w
ar, dass w

ir die Initiative «EnergieW
endeBern» zur

Abstim
m

ung bringen konnten, die in der Stadt Bern
zum

 Beschluss über den Ausstieg aus der Atom
ener-

gie bis 2039 geführt hat: Im
 N

ovem
ber 2010 haben

die BernerInnen den G
egenvorschlag zur Initiative

m
it über 60 Prozent JA-Stim

m
en angenom

m
en. D

as
Jahr 2011 stand stark im

 Zeichen des Atom
ausstiegs:

Für die Abstim
m

ung über ein neues AK
W

 in M
ühle-

berg haben w
ir einen YouTube-Spot gedreht und die

BernerInnen m
it auffälligen Aktionen auf die G

efah-
ren der Atom

energie aufm
erksam

 gem
acht. W

ir ha-
ben beispielsw

eise sym
bolisch Atom

m
üll an Pass-

antInnen verteilt und ein A
tom

m
üllfass vor dem

BK
W

-H
auptsitz vergraben. M

it bunten Strassenak-
tionen, aber auch m

it parlam
entarischen M

itteln
oder dem

 O
rganisieren von Podium

sdiskussionen
haben w

ir versucht, unsere Anliegen auf verschiede-
nen Ebenen einzubringen. So haben w

ir in den letz-
ten M

onaten zahlreiche U
nterschriften für die bei-

den Initiativen der G
rünen Schw

eiz gesam
m

elt, eine
M

itgliederversam
m

lung zum
 Them

a Stadtentw
ick-

lung sow
ie eine Podium

sveranstaltung zu erneuer-
baren Energien organisiert. W

eiter haben w
ir die Ver-

nehm
lassung zum

 Teilverkehrsplan Stadtteil 5 (Brei-
tenrain-Lorraine) verfasst und zusam

m
en m

it den
Jungen G

rünen die Idee einer Solardusche im
 M

arzili-
Bad lanciert.

W
as steht an im

 neuen Jahr?
●

W
ir w

erden sicher das Them
a Stadtentw

icklung
w

eiterverfolgen und uns für die Förderung des ge-
m

einnützigen und preisgünstigen W
ohnungsbaus en-

gagieren, denn gem
einnützige Siedlungen haben auch

bedeutende ökologische Seiten: Sie haben einen ge-
ringeren W

ohnflächenverbrauch pro Kopf und gehen
m

it dem
 beschränkten Bauland sorgfältig um

.
Auf kantonaler Ebene stehen zw

ei für uns beson-
ders w

ichtige Entscheide an. Für die Abstim
m

ungen
über die M

otorfahrzeugsteuern (im
 Juni, Septem

ber
oder aber sogar erst im

 N
ovem

ber dieses Jahres) und
die G

rüne Initiative «Bern erneuerbar» (w
ohl im

 N
o-

vem
ber) w

erden w
ir w

iederum
 m

obilisieren, Flyer ver-
teilen und Anlässe durchführen.

Last but not least versuchen w
ir im

 Vorfeld der
städt ischen W

ahlen m
it originellen Aktionen auf uns

aufm
erksam

 zu m
achen und so die G

B-K
andidieren-

den zu unterstützen.
Interview

: Johannes Künzler, G
B-Arbeitsgruppe

Redaktion

Vom
 Atom

m
üllfass 

bis zur Solardusche

«W
ir haben viel vor!» 

Regula Tschanz und
Esther H

egglin, M
it -

glieder der G
B-Arbeits-

gruppe Ö
kologie
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M
igrantinnen und M

igranten
eine Stim

m
e geben!

●
Verstärkung gesucht!

W
er m

öchte in der G
B-Arbeitsgruppe Ö

kologie m
it -

m
achen, m

itdenken, m
itreden? Interessierte m

elden
sich bitte bei Franziska G

rossenbacher, der AG
-Koor-

dinatorin unter: fragroba@
gm

x.ch    

aktions



treff

●
D

o, 8. M
ärz, Bern

Tag der Frau
Am

 diesjährigen Internationalen Frauentag organisiert
u.a. die D

EZA ein öffentliches Forum
 zum

 Them
a: «W

ie
kann m

an Kleinstkredite für Frauen nützlicher m
a-

chen?», in der Frauenzentrale liest M
ichèle Roten aus

ihrem
 Buch «W

ie Frau sein» m
it anschliessender D

is-
kussion und M

arche M
ondiale des Fem

m
es organisiert

ein Podium
 zum

 Them
a Abtreibungsrecht. Inform

atio-
nen unter: w

w
w

.gbbern.ch

●
So, 11. M

ärz, M
ühleberg

M
enschenStrom

 gegen Atom
M

it einem
 M

arsch in der U
m

gebung des Schrottreak-
tors M

ühleberg am
 ersten Jahrestag der N

uklearkata-
strophe von Fukushim

a w
ollen w

ir gem
einsam

,
gew

altfrei und zu Fuss auf das Leid und die Risiken auf-
m

erksam
 m

achen, w
elche unverm

eidbar m
it der N

ut-
zung der Atom

energie verbunden sind. Inform
ationen

und N
ew

sletter unter: w
w

w
.m

enschenstrom
.ch 

●
M

o, 9. April, 13.00 U
hr, Eichholz an der Aare

O
sterm

arsch: «Stopp der w
irtschaftlichen 

G
ew

alt – Rohstoffe zum
 Leben»

Kupferm
inen im

 Kongo oder U
ranabbau in Russland:

D
ie skrupellose Ausbeutung der Rohstoffe bedeutet

G
ew

alt gegen M
ensch und N

atur. D
eshalb fordert der

diesjährige O
sterm

arsch u.a.: Firm
en m

it Schw
eizer

Sitz sollen dazu verpflichtet w
erden, die hier geltenden

Regeln auch in ihren Firm
en im

 Ausland durchzusetzen,
und die Schw

eiz soll international für echte Sicherheit
durch Bildung, soziale Sicherheit und einen nachhalti-
gen U

m
gang m

it der N
atur sorgen. Inform

ationen
unter: w

w
w

.osterm
arschbern.ch 

Sekretariat
G

rünes Bündnis Stadt Bern
N

eubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@

gbbern, w
w

w
.gbbern.ch 

G
rünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 

http://w
w

w
.facebook.com

/G
ruenesBuendnisBern

PC-Konto: 30-37923-6. M
erci!

●
Frauenpolitik

23. Februar, Kontakt: regula_buehlm
ann@

bluew
in.ch 

●
Ö

kologie 
15. M

ärz, Kontakt: fragroba@
gm

x.ch

●
Internationales und M

igration 
28. M

ärz, Kontakt: asancar@
bluew

in.ch

●
W

irtschaft 
21. Februar, Kontakt: thom

as.bauer@
hotm

ail.ch

●
Bildung 

19. M
ärz, Kontakt: cor.schaerer@

bluew
in.ch

●
Leitender Ausschuss 

22. Februar, Kontakt: info@
gbbern.ch

Interna
●

Am
 M

o, 20. Februar, findet der nächste G
B-

Stam
m

tisch ab 20.00 U
hr im

 Restaurant O
 bolles,

Bollw
erk 35, 3011 Bern statt. Am

 M
i, 7. M

ärz, findet
die nächste G

B-M
itgliederversam

m
lung statt. 

Inform
ationen unter: w

w
w

.gbbern.ch

Veranstaltungen
Arbeitsgruppen

Flow
er Pow

er!
G

uerilla G
ardening ist scham

par hip, es ist angekom
-

m
en auf den Stil-Seiten der Sonntagszeitungen:

Im
m

er ein paar Blum
ensam

en
im

 H
osensack des öko-

logisch bew
ussten Kunststudenten ... oder eine Ver-

kehrsinsel irgendw
o in London oder Berlin, die von

ein paar jungen Leuten bei N
acht und N

ebel um
ge-

graben w
ird... D

och in Bern ist G
uerilla G

ardening
noch nicht richtig angelangt. Ist es hier einfach schon
grün genug? O

der sind w
ir nicht hip genug? N

atürlich
w

eder noch. Vielleicht nur etw
as langsam

er. W
ohl

hegen auch w
ir eine sym

pathische Skepsis gegenüber
allem

 m
artialisch K

lingenden. D
och G

uerilla G
arde-

ning ist eine heitere (Anbau-)Schlacht, die uns über-
dies direkt etw

as angeht und m
it w

enig Aufw
and

führbar ist. Selbstverständlich nur m
it völlig unblu-

tigen und w
enig aggressiven M

ethoden. U
n   versie-

gelter Boden ist in der Stadt ein ebenso rares w
ie

w
ichtiges G

ut – und öde, verw
ahrloste, verm

üllte
G

rünflächen sind ein Skandal! G
uerilla G

ardening ist
nicht nur grün, es ist total G

B! Es ist Reclaim
-the-

green. Es ist Bew
egung. Es ist ein bisschen subversiv,

aber nicht richtig illegal. Es ist ein N
icht-lange-Fak-

keln. M
achen, nicht zuerst fragen. M

ehr Bio, m
ehr D

i-
versität. Es ist G

raffiti: M
eine bunten Spuren in der

ganzen Stadt. Es ist ein Trotz dem
 kleinlichen Jät-

Eifer, auch w
eil es individuelle Verantw

ortung und
Sorge für ein (grünes) öffentliches G

ut ist. Es ist po-
litisch. Es ist Flow

er Pow
er im

 eigentlichen Sinn: Blu-
m

en und M
acht. Es ist Jetzt-säen-und-im

-H
erbst-

ernten. Es ist G
rüner W

ahlkam
pf in Reinform

. Auf!

Im
pressum

: 
D

ie Zeitschrift grün.für M
it-

glieder und Sym
pathisanten

des G
rünen Bündnis Stadt

Bern
erscheintvierm

aljährlich.
Abo-Preis: 20 Franken.
Redaktion:
Sabine Baum

gartner, 
M

onika H
ächler, N

atalie 
Im

boden, Johannes Künzler,
H

ans N
iklaus, Stéphanie 

Penher.
Fotos:
N

orbert Braun, M
onika Flücki-

ger, Severin N
ow

acki, H
erbert

Schw
eizer.
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